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VORWORT

Aus aktuellem Anlass veröffentlichen wir drei Texte, die sich aus linksradika-
ler Perspektive mit den Studierendenprotesten der letztenJahre bescḧaftigen.
Besonders wollen wir deutlich machen, dass es mit den bisherigen Forderun-
gen nach besseren Studienbedingungen nicht getan ist, sondern um mehr ge-
hen sollte als um die bloße Verteidigung von Privilegien innerhalb des beste-
henden Systems.

Der erste Text ist ein Flugblatt von 1997, alsüber 100 deutsche Unis in
den

”
Lucky Streik“ traten – allein in Freiburg gab es Demonstrationen mit bis

zu 15.000 Studierenden. Der Protest blieb jedoch weitgehend symbolisch und
angepasst – selbst die CDU konnte sich offiziell mit den Studierenden soli-
darisieren. In diesem Klima wurde ein von Freiburger GewerbescḧulerInnen
unterzeichnetes Flugblatt mit dem Titel

”
Uns stinkt’s“ verteilt.

Anfang 2004, nach der Ankündigung allgemeiner Studiengebühren, streik-
ten die Studierenden wieder. Auch dieser dreitägige Streik blieb zun̈achst auf
symbolische Aktionen beschränkt – bis einige der Studierenden die Freiburger
CDU-Zentrale besetzten (und dafür sp̈ater von Mitgliedern des u-asta bei der
Polizei angeschẅarzt wurden). In diesen Tagen verteilten wir unser Flugblatt:

”
30 Semester Minimum – F̈ur Deutschland keinen Finger krumm!“

In den
”
Protesttagen“ des

”
Freiburger Fr̈uhlings“ im Mai 2005 fand der

Streik des Vorjahres seine Fortführung und Ausweitung. Neben derüblichen
Kombination aus Demonstrationen und symbolischen Aktionen wurde dabei
zwei Wochen lang das Freiburger Universitätsrektorat besetzt. Der Text des
einleitenden Vortrags unserer Diskussionsveranstaltungin der KTS Ende Mai
mit dem Titel

”
Studiproteste 2005 – business as usual?“ wird hier erstmals

veröffentlicht.

Für den Kommunismus! F̈ur die Anarchie!

La Banda Vaga, Frühling 2005

Eigentumsvorbehalt: Diese Broschüre bleibt bis zur pers¨onlichen Aushändigung an den Adressaten /
die Adressatin Eigentum des Absenders / der Absenderin.

”
Zur-Handhabe-Nahme“ ist keine Aushändi-

gung im Sinne dieses Vorbehalts. Nicht persönlich ausgeh¨andigte Broschüren sind unter Angabe des
Grundes der Nichtaushändigung an den Absender / die Absenderin zurückzusenden.
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Derartige
”
Bildung für alle“ ist aber freilich nichts, worum wir PolitikerIn-

nen bitten k̈onnten – im Gegenteil: wir m̈ussen sie uns erkämpfen. Und eben
diese Notwendigkeit eigenen Handelns sehen wir grundlegend mit dem Wesen
politischer Emanzipation verbunden: denn Freiheit ist nichts, was man von je-
mandem fordern kann, sondern etwas, das man sich nimmt.

Für den Kommunismus! F̈ur die Anarchie!

La Banda Vaga, Frühling 2005

BISHER ERSCHIENEN:

I Frühling 2004 Erich M̈uhsam Alle Macht den R̈aten (1930)
II Winter 2004 Herbert Marcuse Zur Situation der Neuen Linken (1968)
III Fr ühling 2005 La Banda Vaga Bildung für alle? Alles f̈ur alle! (2005)
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Wenn wir in einer Gesellschaft leben, deren Betriebslogik genau das Ge-
genteil der Bed̈urfnisse bedeutet all derer, die in dieser Gesellschaft leben,
dann muss sich eines von beidenändern: die Gesellschaft oder die Bedürfnisse
der Menschen. Was wir im Zeitalter von Privatisierung, Sozialabbau und Bil-
dungsabbau erleben, im Zeitalter von Arbeitszeitverlängerung und Ein-Euro-
Jobs f̈ur Arbeitslose, ist der einseitige Versuch, die Bedürfnisse der Menschen
zu ändern und an die Vorgaben des Systems anzupassen. Wofür wir kämpfen
sollten, ist das Gegenteil: die Anpassung der sozialen Verhältnisse an die Be-
dürfnisse der Menschen. Und eben das ist der Grund, warum wir immer wieder
vom Kommunismus, von der Anarchie und von der Abschaffung des Kapita-
lismus reden: weil wir nicht denken, dass die bestehende Gesellschaft unsere
Bedürfnisse dauerhaft erfüllen kann, und weil man diëUbel dieser Gesell-
schaft nicht nur oberfl̈achlich bek̈ampfen kann, sondern weil man radikal wer-
den muss.

Und dies ist eben die Hauptkritik, die wir an den Studierendenprotesten ha-
ben und der Grund, warum wir in ihnen

”
business as usual“ sehen: dass die

elitäre und konforme Rolle, welche die Studierenden im Kapitalismus spie-
len, nicht hinterfragt und angegriffen, sondern unhinterfragtübernommen und
sogar noch verteidigt wurde. Es geht eben nicht nur um die Falschheit von
Studiengeb̈uhren, nicht nur um falsche Bildungspolitik, sondern um gesell-
schaftliche Verḧaltnisse, die selbst von Grund auf falsche sind.

Zumindest ein kleiner Schritt, diese Verhältnisse anzugreifen, ẅare auch
beim Streik schon m̈oglich gewesen:

”
Bildung für alle“ könnte als allerers-

tes schließlich heißen, die Universitäten wirklich f̈ur alle zuöffnen. Wenn man
Rektorate besetzen kann, kann man wohl auch die Uni selbst besetzen – und
zwar eben nicht, um sie zu blockieren, sondern um sie zu verändern. Der Lehr-
betrieb ließe sich umgestalten – einige ProfessorInnen würden sogar mitma-
chen – und die Universität könnte sich innerhalb k̈urzester Zeit in einen offe-
nen und selbstverwalteten Betrieb verwandeln, in dem die Beteiligten selbst
über ihr Leben und ihre Bildung entscheiden und nicht irgendein Staat im In-
teresse irgendeiner Wirtschaft. Dies wäre wirklich

”
Bildung für alle“: sich die

Uni im Interesse aller aneignen und so das bürgerliche Bildungssystem in ein
revolution̈ares verwandeln, das als Vorbild für noch ganz andere Bereiche der
Gesellschaft dienen könnte.
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UNS STINKT’ S!!

ALLE , DIE DEN MUND AUFZUMACHEN HABEN, SOLLEN DAS TUN!

Die Medien berichten ununterbrochen von den Protesten der Studis. Von uns
ist nie die Rede. Um eins klarzustellen: uns ist die Verschärfung der Studien-
bedingungen erst mal scheißegal. Den Studis fehlen die neuen Bücher? Uns
hat man nie beigebracht, sie richtig zu lesen. Die Studis protestieren dagegen,
daß sie ihre Lehrerausbildung nicht zu Ende machen können, daß das ihre Le-
bensperspektive zerstört? Unsere ist schon lange im Eimer. Wir haben einen
Hauptschulabschluß, manchmal einen Realschulabschluß. Wir sind also nie zu
höherer Bildung gekommen. Das Schulsystem weist uns die schlechten Pl̈atze
in der Gesellschaft zu. Nicht mal Arbeiter dürfen wir mehr werden und selbst
das ist beschissen genug! Unsere Eltern haben das erworben,was man

”
be-

scheidenen Wohlstand“ nennt. Uns bleibt wahrscheinlich nicht viel mehr als
häufige Arbeitslosigkeit. So eine Lebensperspektive ist ganz scḧon beschissen.

Auch viele Studis sind nach dem Studium immeröfter arbeitslos und m̈ussen
während ihres Studiums für miese L̈ohne jobben. Jetzt jammern sie darüber
und fordern mehr Bafög. Aber sie vergessen dabei, daß Realschüler, Haupt-
scḧuler und Sonderschüler heute oft nicht einmal eine Lehrstelle finden. Wir
träumen so gut wie sie vom guten Leben! Wir haben keinen Bock zu arbeiten!
Wir haben kein Bock, Industriekaufmann, Jungarbeiter und Friseurin zu sein.
Wir wollen nicht immer Rechnungsabschlüsse machen und immer irgendwel-
che fettigen Haare schneiden und dafür so wenig Geld bekommen, daß wir
meist noch bei unseren Eltern wohnen müssen. Wir sind nicht d̈ummer als die
Studis!

Die Studenten sagen uns später, was wir zu tun haben. Lehrer, die auch
mal studiert haben, haben uns irgendwann einmal auf die Realschule oder die
Hauptschule geschickt. Damit waren wir ausgegrenzt. Damitwar klar, daß wir
zu den 50% der Menschen in Deutschland gehören, die gerade 1% des Reich-
tums besitzen und dafür verdammt viel schuften m̈ussen.

Wenn die Studis also nicht mehr wollen, als wieder die besseren Pl̈atze in der
Gesellschaft, dann sollen sie uns bloß vom Hals bleiben. Wenn sie aber wirk-
lich Bildung für alle wollen wie sie sagen, dann sollen sie daran denken, daß
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man das Schulsystem wie es jetzt ist abschaffen muß. Wir sindnicht dümmer
als sie, sie hatten nur gebildetere und reichere Eltern!

Bildung für alle heißt, daß es in Zukunft keine Sonderschüler, Hauptscḧuler,
Realscḧuler und Gymnasiasten mehr geben darf.

Bildung für alle heißt, daß auch Friseurinnen, Industriekaufmänner, Jungar-
beiter, usw. an die Uni d̈urfen.

Bildung für alle heißt, daß alle so wenig arbeiten müssen, daß sie Zeit haben
zu lernen!

Bildung für alle heißt, daß alle genug Geld für Bücher haben!

Scḧuler und Scḧulerinnen der Max-Weber-Schule, der Friedrich-Weinbrenner-
Gewerbeschule und der Gertrud-Luckner-Gewerbeschule, Winter 1997
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4 FÜR EINE ANDEREUNI !
FÜR EINE ANDEREGESELLSCHAFT!

Wie gesagt sind Studierende im Kapitalismus genauso Humankapital wie alle
anderen Menschen, und Bildung prinzipiell genauso eine Ware wie Berufsaus-
bildungen, Volkshochschulkurse und Bücher. Selbst wenn Studiengebühren
verhindert werden k̈onnen, wird sich hieran nichtsändern, und auch dann noch
wird Studieren nicht kostenlos sein. Nach der 17. Erhebung des Deutschen
Studentenwerks m̈ussen jetzt schon fast 70% aller Studierenden nebenher ar-
beiten, um ihr Studium finanzieren zu können.

Worum es uns jedoch geht, ist nicht nur die Frage, wieviel Bildung kostet,
und noch nicht einmal nur, dass sieüberhaupt etwas kostet – worum es uns
auch und vor allem geht, ist die spezifische Funktion von Bildung in dieser
Gesellschaft. Selbst wenn Studieren wirklich kostenlos wäre, z̈uchtet die Uni-
versiẗat schließlich Eliten heran. Schon in der Schule wird selektiert zwischen
jenen, die sp̈ater einmal reich werden und jenen, die später einmal arm wer-
den. Es wird getrennt zwischen jenen, die als sogenannte KopfarbeiterInnen
ihr Geld mit Denken verdienen und jenen, die diesen KopfarbeiterInnen die
Toiletten putzen, da sie die Dinge, die an der Uni gelehrt werden, nicht lernen
durften – weil sie auf der falschen Schule waren.

Die Universiẗat ist also von jeher eine Elite-Universität, und eben das ist die
Rolle, die sie im Kapitalismus spielt. Ginge es an der Universität wirklich um
Bildung im Humboldtschen Sinne – um die freie Entfaltung derPers̈onlichkeit
und die Erziehung zum reifen und mündigen, denkenden Menschen – dann
stünde die Uni logischerweise allen Menschen offen und Freiheit und Mündig-
keit würde nicht nur an ScḧulerInnen mit Abitur und reichem Elternhaus ver-
teilt. Aber es geht eben doch nicht, auch heute nicht, um Freiheit und M̈undig-
keit, sondern um Aus-Bildung im Interesse kapitalistischer Verwertung. Und
es ist keineswegs nur die Universität, sondern die ganze Gesellschaft, in der es
um diese Verwertung geht. Wenn man also schon soziale Gerechtigkeit fordert
und

”
Bildung für alle“, dann muss man diese soziale Gerechtigkeit auch für

alle fordern, und das bedeutet letztlich, dass es nicht nur um
”
Bildung für alle“

geht, sondern um
”
Alles für alle“.
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nicht mehr Feinde sind, sondern zusammenarbeiten, wenn mannicht heute
schon beginnt, diese Zusammenarbeit auch zu praktizieren.

Aber Solidariẗat ist nicht nur ein moralisches Gebot – sonst könnte es auch
heißen:

”
Erst kommt das Fressen, dann kommt die Moral“ – sondern Solida-

rität ist auch und vor allem eine Waffe. Wenn stets nur die unmittelbar Betrof-
fenen auf die Straße gehen würden, f̈anden zwar einige Demonstrationen statt,
doch keine einzige große. Den WagenbewohnerInnen in Freiburg aber ẅurde
es helfen, bequemten Studierende sich auf ihre

”
Love-or-Hate-Parade“, so wie

es umgekehrt den Studierenden half, dass ein Großteil der Freiburger Linken
sich auf den Studierenden-Demos blicken ließ – trotz aller Differenzen und
Probleme, die einige Linksradikale mit den Studierenden haben.
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30 SEMESTERM INIMUM – FÜR
DEUTSCHLAND KEINEN FINGER KRUMM!

UND MAL WIEDER PROTESTIEREN DIESTUDIS...

Und das ist ja auch erstmal gut, denn Proteste, Demos und Streiks bieten die
Möglichkeit, die scheinbar widerspruchslose Oberfläche der Gesellschaft auf-
zubrechen und den ewig gleichen stupiden Alltag zu stören. Aber es fragt sich
doch, warum die regelm̈aßig wiederkehrenden Proteste der Studierenden so
wirkungslos bleiben und sie von PolitikerInnen aller Parteien sogar dann noch
begr̈ußt werden, wenn diese im gleichen Atemzug die Einführung von Stu-
diengeb̈uhren, Eliteuniversiẗaten und̈ahnlichem fordern.

Das liegt zum einen sicher an den nur auf Medienwirksamkeit ausgeleg-
ten, harmlosen Formen der Proteste. Denn wenn zum hundertsten Mal die Bil-
dung zu Grabe getragen wird, die Bildung baden geht oder Vorlesungen in
derÖffentlichkeit abgehalten werden, stört das die EntscheidungsträgerInnen
furchtbar wenig.

Zum anderen aber liegt es vor allem an den Inhalten, die vertreten werden
und die sich von denen der oben erwähnten PolitikerInnen kaum unterschei-
den. Naẗurlich ist es richtig gegen die Einführung von Studiengebühren oder
überf̈ullte Seminarr̈aume und Ḧors̈ale zu protestieren. Aber wenn der Protest
dabei stehen bleibt, die individuellen Studienbedingungen verbessern zu wol-
len, ohne dabei die gesellschaftliche Funktion der Universität zu kritisieren,
bleibt er eliẗar.

Denn die Zeiten als die Universität einen gewissen Freiraum bot, die die
Zeit in der jede/r gezwungen wird seine Arbeitskraft zu veräußern noch etwas
raus schiebt und in der mensch sich ungezwungen mit Themen bescḧaftigen
konnte, die einen interessierten und die auch keinen positiven Nutzen f̈ur diese
Gesellschaft erbringen mussten, sind lange vorbei (wenn essie denn̈uberhaupt
jemals gegeben hat). Inzwischen sind die Unis längst ordin̈are Ausbildungsorte
wie die Autowerkstatt oder der Friseursalon, allerdings mit dem Unterschied,
dass an der Uni keine Ausbildungsvergütung bezahlt wird, die Studis sich aber
trotzdem als privilegiert ansehen, da sie hoffen, in der Zukunft bessere Berufe
zu erreichen als Kfz-MechanikerIn oder Friseuse/Friseur.
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Das anachronistische humboldtsche Gehabe der Studierenden und v. a. der
DozentInnen ist dagegen seit Jahrzehnten reine Ideologie.Bereits 1966 schrieb
die Situationistische Internationale darüber:

”
Die Fakulẗaten und Schulen, die

noch mit vorzeitlichem Prestige dekoriert sind, sind von Akademien zur
”
All-

gemeinbildung“ zum Nutzen der herrschenden Klasse zu Produktionssẗatten
zur hastigen Aufzucht von Führungskr̈aften unteren und mittleren Ranges ge-
worden.“

Während dies aber Mitte und Ende der Sechziger Jahre des vorigen Jahrhun-
derts von den protestierenden StudentInnen noch kritisiert wurde, beschr̈ankt
sich heute die Kritik darauf, doch bitte schön solche Studienbedingungen zu
schaffen, dass mensch sein Studium in schnellst möglicher Zeit beenden kann,
um dann seine Arbeitskraft scheinbar privilegiert zu Markte tragen zu k̈onnen.

Zugespitzt und endg̈ultig unertr̈aglich wird diese Position dann, wenn erklärt
wird, dass

”
unser Land“ keine anderen Rohstoffe hätte als sein Humankapi-

tal und deshalb die verstärkte F̈orderung der Bildung auch im Interesse der
angerufenen PolitikerInnen sei. Dann wird, ganz abgesehendavon dass sich
dadurch die Protestierenden selbst verdinglichen, der scheinbar kritische Pro-
test endg̈ultig zum Standortnationalismus. Dieser Affirmation der bestehenden
widersinnigen Verḧaltnisse setzten wir die Forderung nach Abschaffung ent-
gegen. Abschaffung der Verhältnisse, in der Menschen gezwungen sind ihre
Arbeitskraft zu verkaufen und sich nur in Warenkategorien begegnen k̈onnen.
Konkret bedeutet dies die Abschaffung der Universität, der Arbeit, des Kapi-
tals, des Staates...

Für die staaten- und klassenlose Weltgesellschaft!

Für den Kommunismus! F̈ur die Anarchie!

La Banda Vaga, Frühling 2004
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nutzen kann – aber die eigentliche Logik, die hinter den Protesten steht, ist
eine andere, n̈amlich ganz konkret existenzielle. Und wer weiß, welche Theo-
riewaffe scḧarfer schneidet: diejenige, die abstrakt ist, uneigennützig, und die
die eigenen Interessen verleugnet, oder diejenige, die ihre eigenen Interessen
gerade zum Ausgangspunkt macht für das Handeln konkreter Menschen mit
eben diesen ganz konkreten, materiellen, existenziellen Interessen.

Bei Karl Marx heißt es dazu in der Einleitung zurKritik der Hegelschen
Rechtsphilosophie(MEW 1, S. 385):

”
Die Waffe der Kritik kann allerdings die

Kritik der Waffen nicht ersetzen, die materielle Gewalt muss gesẗurzt werden
durch materielle Gewalt, allein auch die Theorie wird zur materiellen Gewalt,
sobald sie die Massen ergreift. Die Theorie ist fähig, die Massen zu ergreifen,
sobald sie ad hominem [am Menschen] demonstriert, und sie demonstriert ad
hominem, sobald sie radikal wird. Radikal sein ist die Sachean der Wurzel
fassen. Die Wurzel f̈ur den Menschen ist aber der Mensch selbst.“ Und weiter
unten heißt es dann:

”
Die Theorie wird in einem Volke immer nur so weit

verwirklicht, als sie die Verwirklichung seiner Bedürfnisse ist.“

Wenn insofern die Theorie (die also nicht von außen kommt, sondern vom
Menschen selber) der theoretische Ausdruck der menschlichen Bed̈urfnisse,
Wünsche und Interessen ist, dann wird zweierlei klar: 1.) dass die Theorie erst
noch verwirklicht werden muss, um ihren Zweck zu erfüllen, und dass sie erst
durch den Kommunismus verwirklicht wird – als jener Gesellschaft, in der es
heißt:

”
jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“. Und

es wird 2.) klar, dass die Verwirklichung dieser Art von Theorie nicht irgendein
Kampf um irgendetwas ist, sondern der Kampf um die eigene Existenz.

3.6 SOLIDARIT ÄT IST EINE WAFFE!

Dies ist also das eine: dass Protest nur dann entschlossen geführt werden wird,
wenn die Protestierenden ein existenzielles Interesse haben. Ohne Egoismus
geht es nicht, beziehungsweise bleibt die Kampfkraft der Protestierenden ge-
ring. Aber Egoismus ist wiederum nicht alles. Auch das Elendanderer be-
trifft mich, weil ich mitverantwortlich bin, wenn die Gesellschaft, in der ich
lebe, Elend hervorbringt. Solidarität ist zun̈achst ein moralisches Gebot, und
es macht wenig Sinn, für eine Gesellschaft zu kämpfen, in der die Menschen
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ebenso wie SPD und Grüne – dass im Interesse der Kapitalverwertung Bedin-
gungen hergestellt werden müssen, die diese Kapitalverwertung fördern. Dazu
geḧoren – neben dem notfalls auch gewaltsamen Schutz des Eigentums – un-
ter anderem niedrige Spitzensteuersätze, gezielte Standortpolitik sowie Uni-
versiẗaten, in denen Menschen herangebildet werden, die sich gut verwerten
lassen. Aus diesem Grund greift die Kritik an Studiengebühren oft zu kurz,
wenn sie nicht zu benennen vermag, welcher Mechanismus es eigentlich ist,
der hinter der aktuellen Bildungspolitik steht. Oder, wie es scḧoner heißen
könnte: Wer vom Kapitalismus nicht reden will, sollte von derBildungspolitik
schweigen.

3.5
”
DIE WURZEL FÜR DEN MENSCHEN IST DERMENSCH SELBST“

Das eigentlich Verwunderliche an der Argumentation der Studiengeb̈uhren-
gegnerInnen ist, dass sie so selten ehrlich sagen, worum es wirklich geht. Man
argumentiert f̈ur soziale Gerechtigkeit – aber jeder andere Bereich der Gesell-
schaft, in dem keine soziale Gerechtigkeit herrscht, wird nicht angegriffen. In
einer Gesellschaft, in der ohnehin keine soziale Gerechtigkeit herrscht, ist das
zumindest nicht sehr glaubwürdig. Oder es wird gegen

”
Bildung als Ware“ ar-

gumentiert – in einer Gesellschaft, in der fast alles eine Ware ist. Was die pro-
testierenden Studierenden aber eigentlich bewegt, ist nicht irgendein abstrak-
tes Prinzip von sozialer Gerechtigkeit oder ein Humboldtsches Bildungsideal,
sondern die schlichte Tatsache, dass sie selbst von diesem Prozess betroffen
sind.

Der eigentliche Beweggrund der Proteste ist also egoistisch – aber eben die-
ser Egoismus ist keiner, für den man sich schämen m̈usste. Jeder Arbeitskampf
um höhere L̈ohne und k̈urzere Arbeitszeiten, jeder Widerstand gegen Sozi-
alabbau oder gegen den Abbau von Grund- und Freiheitsrechten, alle diese
Kämpfe sind egoistische K̈ampfe, und nur deshalb werden sie geführt. Auch
die klassischen revolutionären K̈ampfe waren keine abstrakten Einsätze f̈ur das

”
Prinzip“ des Kommunismus oderähnliches, sondern K̈ampfe f̈ur ein besseres

Leben, f̈ur welches die kommunistische Revolution nichts anderes sein sollte
als Mittel zum Zweck.

Alle Theorie, alle Argumentation für soziale Gerechtigkeit und Freiheit der
Bildung ist insofern eine Waffe im̈offentlichen Kampf, die man durchaus be-
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STUDIPROTESTE2005:
BUSINESS AS USUAL?

EINE LINKSRADIKALE KRITIK AM
”
FREIBURGERFRÜHLING“

Wieder einmal streikten in diesem Frühling in Freiburg Studierende, um für
eine bessere Bildung zu protestieren. Was zunächst nach dem̈ublichen Rin-
gelpietz mit Anfassen aussah – die Bildung symbolisch badengehen lassen,
Menschenketten bilden und

”
die Öffentlichkeit für unser Anliegen sensibili-

sieren“– hielt gleichwohl aucḧUberraschungen bereit. Bereits am zweiten Tag
der Proteste besetzten mehrere hundert Studierende das Rektorat der Univer-
sität, und hielten diese Besetzung fast zwei Wochen lang aufrecht. Am Don-
nerstag, den 12. Mai, erlebte Freiburg dann eine der größten Demonstrationen
der letzten Jahre: 5000 Studierende, SchülerInnen und sonstige Menschen zo-
gen an der CDU-Geschäftsstelle vorbei durch die Freiburger Innenstadt, um
sich schließlich vor dem besetzten Rektorat zur Abschlusskundgebung einzu-
finden. So viele Studierende kamen in Freiburg das letzte Malbeim

”
Lucky

Streik“1997 zusammen.

Auch wenn bei alledem noch immer Medienwirksamkeit, Symbolik und ein
betont braver, dialogbereiter Umgangston im Vordergrund standen, fand bei
Teilen der Protestierenden doch eine spürbare Politisierung und Radikalisie-
rung statt. Deutlich tauchte etwa bei den RektoratsbesetzerInnen die Frage auf,
welche Mittel eigentlich n̈otig sind, um politische Forderungen durchzusetzen;
und ebenso fragten sich viele Studierende, für welche politischen Inhalte der
Streiküberhaupt steht oder stehen sollte.

In unserem Beitrag sollen diese Fragen aufgegriffen und weitergetrieben
werden. Trotz der Freudëuber die sp̈urbare Politisierung haben wir jedoch
auch Kritik vorzubringen – Kritik an einzelnen Aktionsformen, Inhalten, vor
allem aber am Selbstverständnis der Proteste. Naturgemäß wird das zu Kriti-
sierende hier im Vordergrund stehen. Um es aber von Anfang anklarzustellen:
wir wollen den Streik der Studierenden keineswegs vernichtend kritisieren,
sondern im Gegenteil Perspektiven aufzeigen, in deren Richtung unserer Mei-
nung nach einmal weitergedacht werden könnte.
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1 PRAKTISCHE KRITIK AN DEN PROTESTEN

1.1 ÜBERZEUGEN UNDAUFKLÄREN?

Was sich ẅahrend der Protesttage immer wieder bemerkbar machte, war ein
Versẗandnis von Protesten als

”
Überzeugungsarbeit“,

”
Aufkl ärung“ usw. – am

deutlichsten zeigte sich dies bei der müden Diskussionsveranstaltung mit Wis-
senschaftsminister Peter Frankenberg. Zu kritisieren istan diesem Politikkon-
zept vor allem die Vorstellung, dass es 1.) in der Politik um Argumente gehen
würde, und 2.) dass Frankenberg unsere Argumente noch nicht kennen ẅurde
und also nur noch richtig̈uberzeugt werden m̈usste.

Mit diesem Versẗandnis von Politik als Diskussionsveranstaltung hängt auch
die immer wieder wiederholte Idee zusammen, man wolle

”
endlich“ und un-

bedingt
”
ernst“ genommen werden – vom Rektor der Universität Freiburg, von

seinem Prorektor oder auch einfachüberhaupt. Und damit man ernst genom-
men wird, darf man natürlich sein Gegen̈uber nicht vor den Kopf stoßen.

Was wir an diesem Konzept kritisieren, ist nicht nur die falsche Einscḧatz-
ung, wann und warum Protestierende ernst genommen werden – nämlich nicht
dann, wenn sie besonders brav sind, sondern dann, wenn der soziale Frieden
in Gefahr ist. Worum es uns ebenfalls nicht primär geht, ist die Tatsache,
dass der Adressat dieses Ernst-Genommen-Werden-Wollens denkbar falsch
geẅahlt ist – denn nicht der Rektor, sondern die Landesregierung hat über
Studiengeb̈uhren zu entscheiden. Auch nicht weiter empören muss die im-
plizite Ansicht, ein anderer Rektor würde mit den Studierenden zusammen
Studiengeb̈uhren verhindern – ganz so, als wären es nur die falschen Meinun-
gen einiger Leute, aufgrund derer Studiengebühren eingef̈uhrt werden. Auch
dass man dazu aufruft, die CDU

”
abzuẅahlen“, wie auf der Großdemo am

12. Mai skandiert wurde, und dass also allen Ernstes geglaubt wird, eine SPD,
die Hartz-IV-Gesetze einführt und Otto Schily als Innenminister beschäftigt,
würde nach der n̈achsten Wahl eine grundlegend andere Bildungspolitik ma-
chen – auch dieses völlig unrealistische Vertrauen in die Politik soll hier nur
andeutungsweise kritisiert werden.

Was schließlich noch schwerer wiegt, ist die peinliche Unterwerfungsgeste,
die in diesem Ernst-Genommen-Werden-Wollen mitschwingt:dort oben die
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Und nicht nur f̈ur den kritischen Geist der Studierenden waren Universitäten
lange Zeit Freir̈aume, in denen es sich gut leben ließ – auch für andere Berei-
che der menschlichen Existenz bot die Universität Entfaltungsm̈oglichkeiten
– eine billige Mensa, zahlreiche finanzielle Ermäßigungen und ein funktionie-
rendes soziales Umfeld von Menschen mitähnlichen Interessen. So waren bis
zur Einführung der Langzeitstudiengebühren ScheinstudentInnen und Sozi-
alschmarotzerInnen tatsächlich ein Massenphänomen – imÜbrigen ohne, dass
deshalb die Bundesrepublik Deutschland in die Krise gestürzt wäre. Studieren
war lange Zeit wenigstens für manche gleichbedeutend mit der Möglichkeit,
den Eintritt in den kapitalistischen Alltag entfremdeter Arbeit und Lohnschin-
derei hinauszuz̈ogern und noch ein paar Jahre halbwegs selbstbestimmten Le-
bens genießen zu können.

3.4 KAPITALISMUS UND UNIVERSITÄT

Warum werden diese kulturellen Errungenschaften spätestens seit Ende der
80er Jahre so konsequent Schritt für Schritt abgebaut? Die Kosten, die Schein-
studentInnen verursachen, sind im Grunde relativ gering, denn sie benutzen ja
kaum die universiẗare Infrastruktur. Aber trotzdem fallen sie als Nicht-Arbeitende
aus dem̈okonomischen Verwertungszusammenhang heraus, und werdendurch
ihre Arbeitsverweigerung zum schlechten Beispiel, das anstecken k̈onnte. In
einer Universiẗat als verl̈angertem Arm der Wirtschaft haben solche Elemente
folglich keinen Platz.

Wie gesagt ist die Einebnung dieser Freiräume v̈ollig plausibel, solange man
sich in die Betriebslogik des Kapitalismus hineinversetzt; und erst recht, wenn
man diesen Betrieb selbst akzeptiert. Denn auf der Ebene derunmittelbaren
Systemlogik gilt eben der Maßstab der möglichst kurzfristigen Gewinnmaxi-
mierung. Alles andere ist irrelevant: gearbeitet wird – außer im öffentlichen
Dienst – stets unter der Maßgabe größtm̈oglicher Rentabiliẗat im Interesse
eines jeweils ganz bestimmten Privateigentums. Und selbstim öffentlichen
Dienst wird keineswegs

”
für alle“ gearbeitet, sondern für einen Staat, dessen

Funktion es gerade ist, dieses Privateigentum zu schützen und die herrschende
Gesellschaftsordnung aufrechtzuerhalten.

Akzeptiert man die Grundlage dieser Gesellschaft: das Privateigentum an
Produktionsmitteln, dann wird man wohl einsehen – und die CDU tut dies
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Es ist schwierig zu entscheiden, ob Studiengebühren dem Kapitalismus letzt-
endlich n̈utzen, oder langfristig nicht doch eher schaden. Jedenfalls sind die
Gründe f̈ur Studiengeb̈uhren wohl die schwerwiegenderen, sonst würden sie
nicht eingef̈uhrt werden. Was gesagt werden kann ist, dass die für das System
negativen Aspekte von Studiengebühren eher indirekt und langfristig, die po-
sitiven Aspekte eher kurzfristig wirken. Und was zum Kapitalismus in jedem
Fall dazugeḧort, ist die Dominanz einer wirtschaftlichen Logik, die eher auf
kurzfristige finanzielle Gewinne abzielt als auf langfristige Gesellschaftspo-
litik. Gerade in Krisenzeiten steigt der Druck, dieser wirtschaftlichen Logik
Zugesẗandnisse zu machen.

Arbeitskr̈afte heranzubilden, nicht etwa freie Forschung zu ermöglichen oder
gar Raum bereitzustellen, um einen kritischen und distanzierten Blick auf sich
selbst und die eigene Gesellschaft zu ermöglichen – das ist in dieser wirt-
schaftlichen Logik also die prim̈are Aufgabe der Universität. Vom kurzfris-
tigen Standpunkt der Wirtschaftslogik aus gesehen sind Studiengeb̈uhren ge-
nauso logisch und sinnvoll wie niedrige Löhne und Arbeitszeitverlängerungen
bei ArbeiterInnen. Studierende sind Produktivkräfte und werden entsprechend
ausgebeutet – eben auf dieser Ausbeutung von Arbeitskraft beruht die ganze
bestehende Gesellschaft. Bildung ist nicht

”
frei“ – und ist es wohlgemerkt auch

nie gewesen. Dass Bildung mit wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Inter-
essen verkn̈upft ist, war im Grunde immer schon so – aber es war immerhin
nicht zu jeder Zeit so ausgeprägt wie heute.

3.3 DIE INSTITUTION UNIVERSITÄT: FREIRAUM FÜR DENKEN,
SELBSTENTFALTUNG, FORSCHUNG UNDLEHRE

Universiẗaten waren zwar einerseits immer schon Teil des großen Ganzen,
sie haben im Kaiserreich kaisertreue MilitaristInnen und ImperialistInnen, im
Dritten Reich AntisemitInnen und brave ParteisoldatInnenhervorgebracht, im
Nachkriegsdeutschland liberale Spießer wie Sir Ralf Dahrendorf oder Fried-
rich Hayek auf Lehrsẗuhle gehievt und heute züchten sie egoistisches Verwer-
tungsfutter heran – das ist sogar vergleichsweise harmlos.Trotzdem waren
Universiẗaten immer auch relativ autonome Räume, in denen halbwegs frei
geforscht werden konnte und in denen wenigstens zeitweise auch Menschen
wie Theodor Adorno oder Ernst Bloch lehren durften.
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Könige, die entscheiden; hier unten die Untertanen, die sichnicht im Ton ver-
greifen d̈urfen, sondern betteln. Dieses Selbstverständnis der Proteste ist es,
dass wir prim̈ar kritisieren wollen: Protest nicht als Anfang von Befreiung und
eigener emanzipierter Tätigkeit, sondern als Appell an die Obrigkeit, besser
für uns zu sorgen. Politik selbst soll weiterhin von anderen gemacht werden –
das eigentliche Machtverhältnis bleibt unangetastet.

Dieses Selbstverständnis war keineswegs nur, aber vor allem beim u-asta,
der

”
Führungsschicht“ der Proteste, sehr verbreitet. So kam es denn auch, dass

der u-asta, der zu den Protesttagen aufgerufen hat, schon amersten Tag des
Streiks von der Dynamik der Proteste geradezuüberrollt wurde. Die fittesten
Leute, die besten Flugblätter, aller inhaltliche Input kam plötzlich nicht mehr
vom u-asta, sondern aus dem besetzten Rektorat. Einem u-asta-Vorsitzenden
fiel auf dem BesetzerInnen-Plenum denn auch nichts Besseresein als:

”
Ich find

die Besetzung ja gut – aber wann hört Ihr eigentlich wieder auf?“ Derartige Re-
aktionen sind nur erklärbar vor dem Hintergrund eines allzu bürgerlichen Poli-
tikversẗandnisses, dem es nicht darum geht Druck aufzubauen, sondern darum,
mit der baden-ẅurttembergischen CDU in Dialog und Kooperation treten zu
dürfen.

1.2 DIE POLIZEI – UNSERFREUND UND HELFER?

Wer derart PolitikerInnen und Studierende nicht als Gegner, sondern als Ver-
bündete ansieht, die gemeinsam das Beste für die Nation wollen, wird natur-
gem̈aß auch nicht auf die Idee kommen, dass die Polizei, als verlängerter Arm
der Politik, auf einem BesetzerInnen-Plenum nichts verloren hat. Der Wunsch,
es sich mit ja niemandem zu verscherzen und möglichst niemandem weh zu
tun, treibt im Endeffekt gar solche Blüten, dass erst noch lange diskutiert wer-
den muss, ob man bewaffnete Burschenschaftler – also Leute,die mit Neonazis
zusammenarbeiten und zum Teil selbst solche sind – bei sich mitmachen l̈asst.

Überhaupt ist es verwunderlich, dass wie selbstverständlich mit der Polizei
zusammengearbeitet wird – dass etwa während illegalen Besetzungen Plena
vor den Augen von PolizeibeamtInnen abgehalten werden, damit diese um so
genauer herausfinden können, wer bei der Besetzung welche Rolle spielt, wer
nur mal eben so dabei ist, und wer als

”
Rädelsf̈uhrerIn“ gespeichert wird. Eine
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der Hauptẗatigkeiten der Polizei ist bekanntlich die Verfolgung von Gesetzes-
brüchen – und im Kontext politischer, und erst recht illegalerAktionen heißt
das: Verfolgung von politischen AktivistInnen. Die Polizei dient dazu, Men-
schen zu kriminalisieren – dabei sollte man ihr nicht auch noch helfen.

1.3 REKTORATSBESETZUNG& CO

Freilich ist Kriminalisierung nicht immer vonnöten, damit die Polizei ihre
tieferliegende gesellschaftliche Rolle – die Verhinderung von Versẗoßen gegen
die herrschende Ordnung – erfolgreich ausüben kann. Im besetzten Rektorat
spielte die Polizei diese Rolle gänzlich friedlich – und gerade deshalb durch-
aus im Sinne Peter Frankenbergs: Die Studierenden konnten sich im Foyer des
Rektorats austoben und das Gefühl genießen, radikal zu sein; die Polizei aber
hatte das Geschehen jederzeit unter Kontrolle, führte Dialoge mit den Beset-
zerInnen und war̈uber alles informiert.

Die objektive Funktion der Polizei in dieser Situation war wie immer die
Aufrechterhaltung der̈offentlichen Ordnung – und damit genau das Gegen-
teil dessen, was die BesetzerInnen ihrem Ziel, politischenDruck zu erzeugen,
näher gebracht ḧatte. Daran kann man die PolizistInnen wohl nicht immer hin-
dern; ihnen aber noch Waffeln zu schenken dafür, dass sie so sympathisch
Dienst f̈ur die CDU-Landesregierung machen, ist schlechterdings absurd und
verkennt v̈ollig die eigentliche Situation. Dass die Polizei das Rektorat nicht
räumte, heißt imÜbrigen nichts anderes, als dass sie es nicht räumen muss-
te, bzw. dass eine R̈aumung taktisch unklug gewesen wäre – etwa weil durch
staatliche Gewaltanwendung weitere Radikalisierung zu befürchten sein konn-
te; eben die aber gilt es zu vermeiden.

Weniger dialogbereit war die Polizei, als nach der Großdemoam 12. Mai ca.
200 Studierende die Kronenbrücke, einen Verkehrsknotenpunkt in Freiburg, an
dem sich verschiedene Autobahnzubringer kreuzen, blockierten. Schon nach
20 Minuten wurde die Br̈ucke von ziemlich vielen PolizistInnen geräumt. Warum
plötzlich dieser Umschwung in der Polizeistrategie? Zum einen, weil an dieser
Aktion nur noch ein Bruchteil der ursprünglichen Demonstration beteiligt war
und die Lage also vergleichsweise gut kontrollierbar. Zum andern aber wohl
auch deshalb, weil aus irgendeinem Grund diese Straßenblockade weniger ak-
zeptabel war als die Rektoratsbesetzung. Die Blockade der Autobahnzubringer

10

• Etwa, dass soziale Selektion nicht unbedingt im Interesse der Unterneh-
men liegt, weil durch sie nicht mehr die talentiertesten, sondern nur noch
die wohlhabenden Menschen studieren können, was sicher nicht zur In-
novationssteigerung führen wird.

• Gegen Studiengebühren spricht auch, dass eine Uni als bloße Verwer-
tungsfabrik gar nicht unbedingt im Interesse der Unternehmen sein muss.
Im Gegenteil werden gerade in Spitzenberufen Individuen gesucht, die
frei und unkonventionell denken können, und sich an der Uni also geistig
austoben konnten, anstatt nur für ihren sp̈ateren Beruf zu b̈uffeln.

• Gegen Studiengebühren und Bildungsabbau spricht außerdem, dass gute
Universiẗaten durchaus auch ein Standortfaktor sind;

• und schließlich ist soziale Gerechtigkeit, an der Uni wie anderswo, ein
Faktor, der die gesamte Gesellschaft stabilisiert – Bildungs- und Sozial-
abbau werden die Lebensdauer des Kapitalismus wohl eher vermindern
als erḧohen, da sie Unzufriedenheit mit dem bestehenden System erzeu-
gen beziehungsweise verstärken.

Aber es sprechen eben auch Gründe f̈ur Studiengeb̈uhren:

• Studiengeb̈uhren entsprechen der Verwertungslogik und sind zumindest
kurzfristig im Interesse der Unternehmen, die möglichst schnell an gut
getrimmte Arbeitskr̈afte gelangen;

• für Studiengeb̈uhren spricht außerdem, dass sie in anderen Staaten längst
eingef̈uhrt sind, ohne dass durch sie der soziale Frieden soweit gestört
wäre, dass Revolutionen zu befürchten ẅaren;

• und ebenso spricht für Studiengeb̈uhren, dass sie ja nicht isoliert ein-
geführt werden, sondern in einem großen Kontext von Sozialabbau und
Privatisierung stehen; es gibt wie gesagt keinen Grund, warum diese Ent-
wicklung gerade vor der Universität halt machen sollte.

• Und das Hauptargument für Studiengeb̈uhren ist naẗurlich, dass sie kurz-
fristig Geld in die Kassen bringen und Haushaltslöcher stopfen – aus die-
ser Motivation macht die Regierung bekanntlich kein Geheimnis.
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SOZIALE SELEKTION

Zur sozialen Selektion muss nicht viel gesagt werden – dieser Aspekt wur-
de in den vergangenen Wochen oft genug und selbstverständlich zu recht be-
tont. Nur zwei Dinge vielleicht: 1.) dass soziale Selektionnicht erst im Stu-
dium anf̈angt, sondern von Geburt an und erst recht in der Schule; und 2.)
dass die Landesregierung mit großer Wahrscheinlichkeit weiß, was Studien-
geb̈uhren mit sozialer Selektion zu tun haben, und dass die soziale Selektion
folglich kein unerẅunschter Nebeneffekt ist, sondern vielleicht gar erwünscht.
Denn wenn Studieren schon Geld kostet, dann sind zahlungsunfähige BAf̈oG-
Empf̈angerInnen natürlich noch weniger willkommen als bisher schon – eben
weil sie kein Geld in die Kassen bringen.

SELBSTDISZIPLINIERUNG

Der zweite Effekt von Studiengebühren ist die Selbstdisziplinierung der Stu-
dierenden. Denn: wer Studiengebühren zahlt, wird ganz sicher effizient und
ziemlich schnell studieren und gar nicht anders können, als sein Studium als
Investition zu betrachten.

Diese Disziplinierung hat bereits jetzt, also vor der Einführung allgemeiner
Studiengeb̈uhren, Erfolg. Badische Zeitung vom 01.04.2005:

”
In den vergan-

genen 10 Jahren hat die durchschnittliche Studiendauer kontinuierlich abge-
nommen. 1991 wurde im Schnitt noch 11,2 Semester studiert, 2003 waren
es nur noch 9,5 Semester.“ Peter Frankenberg meint dazu auchganz offen:

”
Das ist ein Beleg f̈ur den Erfolg der vielf̈altigen Maßnahmen, die wir gezielt

zur Verk̈urzung der Studienzeiten ergriffen haben.“ Und die Einführung der
Bachelor-Studieng̈ange wird diesen Trend natürlich weiter versẗarken.

”
Für

Frankenberg ist aber das Durchschnittsalter der Universitätsabsolventen mit
27,8 Jahren immer noch zu hoch.“

GIBT ES EINEN KAPITALISMUS OHNE STUDIENGEBÜHREN?

Trotzdem ẅare es wohl zu einseitig zu sagen, dass Studiengebühren im Ka-
pitalismus unausweichlich sind. Es sprechen schließlich auch innerhalb des
Systems Gr̈unde gegen Studiengebühren:
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erzeugte schließlich einen längeren Stau in mehrere Richtungen – LKW stau-
ten sich, Gescḧafte wurden zu sp̈at beliefert, wichtige Geschäfts- und sonstige
Termine mussten warten und drohten zu platzen. What a catastrophe! Wenn
eine Stunde Blockade der Kronenbrücke schon nicht mehr akzeptabel ist und
polizeilich beendet werden muss, dann scheint diese Aktionsform wohl ver-
gleichsweise effektiv zu sein...

Im Grunde kann man sämtliche Aktionen der Streiktage danach beurteilen,
ob sie aufähnliche oder andere Weise politischen Druck erzeugt haben. Und
politischen Druck erzeugen heißt immer: in irgendeiner Form der Politik hand-
festen Schaden bereiten. Die unter diesem Aspekt effektivste Aktionsform war
demnach also – so seltsam das klingt – nicht die Rektoratsbesetzung, sondern
der Proteststau auf der Kronenbrücke. Das Rektorat war wiederum die zwei-
fellosöffentlichkeitswirksamste Aktion und hat mittlerweile bereits in mindes-
tens sechs Städten NachahmerInnen gefunden – während man sich in Freiburg
schon wieder in u-asta-Arbeitskreise zurückgezogen hat. In diesem symboli-
schen Sinne hat selbstverständlich auch die Rektoratsbesetzung Schaden er-
zeugt und war effektiv – denn ist die Hemmschwelle bei den Studierenden
erst einmal̈uberschritten, besteht ab sofort permanent die Gefahr, dass so et-
was – oder Schlimmeres – wieder passieren könnte. Die Aussicht, dass der-
artige Sẗorungen der̈offentlichen Ordnung̈Uberhand nehmen könnten, ist f̈ur
PolitikerInnen durchaus unangenehm – und eben darauf kommtes an. Unter-
schriften sammeln oder auf die Straße malen, die Bildung baden gehen lassen,
öffentliche Vorlesungen halten,überhaupt jene Aktionen, mit denen versucht
wird,

”
auf sich aufmerksam zu machen“ oder

”
die Öffentlichkeit“ zu

”
sen-

sibilisieren“, d̈urften Peter Frankenberg dagegen genauso wenig beeindruckt
haben wie das omin̈ose

”
Gehirne basteln“, das auf einem Protest-Flyer als Ak-

tionsform angek̈undigt wurde.

1.4 FORMEN DERENTSCHEIDUNGSFINDUNG

Die Anwesenheit der Polizei im Rektorat führte im Endeffekt auch dazu, dass
einige Protestierende an den Plena gar nicht teilnehmen konnten beziehungs-
weise, um sich selbst vor der Polizei zu schützen, nicht teilnehmen wollten. Im
Grunde wurde dieser Teil der Protestierenden unterdrückt – von einer Mehr-
heit, die sich per Mehrheitsprinzip auf Kosten einer Minderheit durchgesetzt
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hat, indem sie das Plenum eben doch vor den Augen der Polizei abgehalten
hat. Nicht einmal die Diskussion̈uber den Umgang mit der Polizei konnte
gescḧutzt gef̈uhrt werden – die Mehrheit weigerte sich schon für diesen Punkt,
ihr Plenum nach draußen zu verlegen.

Dieses Mehrheitsprinzip ist schon an sich problematisch, denn es impliziert
fast immer auch, dass Minderheiten unterdrückt werden. Eine andere Form
der Entscheidungsfindung ist beispielsweise das Konsensprinzip, das in linken
Strukturen seit Jahren erfolgreich praktiziert wird. Konsensprinzip bedeutet,
dass nur Entscheidungen getroffen werden, mit denen alle einverstanden sind,
und dass Minderheiten, auch Einzelpersonen, Vetorecht haben. Gegen dieses
Prinzip lassen sich allerlei absurde theoretische Situationen konstruieren, die
zeigen, dass es eigentlich nicht funktionieren dürfte. In der Praxis aber, unter
halbwegs vern̈unftigen Menschen, funktioniert es in linken Zusammenhängen
seit Jahren außerordentlich gut.

Das Vetorecht ḧatte im Rektorat dazu geführt, dass eine Minderheit darauf
bestanden ḧatte, ein Plenum unter Ausschluss der Polizei abzuhalten. Dazu
ist es leider erst nach einigen Tagen gekommen, und auch das nur auf mas-
siven Druck einzelner Personen – das bürgerliche Versẗandnis parlamentari-
scher Demokratie wurde zunächst unhinterfragẗubernommen und als selbst-
versẗandlich vorausgesetzt. Wie gesagt wurden hierdurch alle Personen, die
sich vor Polizeiobservation schützen wollten, de facto von der Entscheidungs-
findung ausgeschlossen.

So viel zun̈achst an einzelnen Punkten, die uns während der letzten Wo-
chen aufgefallen sind. Einige der genannten Kritikpunkte verstehen sich wahr-
scheinlich von selbst – andere dagegen werden vielleicht erst klar nach einem
grunds̈atzlichen Blick auf die Funktionsweise von Politik und sozialen Protes-
ten.
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Der einzige Irrtum – und dies gilt ebenso für die arbeitslosen wie für die
selbsẗandigen AbsolventInnen – besteht in der Annahme, dass die Gesellschaft
diese Ressource besonders gut behandeln müsste. Genauso wenig wie Arbeite-
rInnen, nur weil sie zur Profitmaximierung ihres Arbeitgebers beziehungswei-
se ihrer Arbeitgeberin beitragen, besonders hohe Löhne erhalten oder sonstige
Privilegien, genauso wenig werden Studierende besonders bevorzugt behan-
delt. Sondern gerade umgekehrt: weil Studierende, wie jedeandere Bev̈olke-
rungsgruppe, nichts anderes sind als Futter für kapitalistische Verwertung,
werden sie entsprechend behandelt. Das heißt konkret: sie haben zu funktio-
nieren, sie haben zur Verfügung zu stehen, und sie haben billig zu sein. Das
bedeutet freilich nicht, dass Studierende nicht immer nochund auch weiter-
hin Privilegien gegen̈uber anderen Bev̈olkerungsschichten genießen. Aber in-
nerhalb und trotz dieser Privilegien macht das Verwertungs-, Leistungs- und
Effizienzprinzip auch bei Studierenden nicht Halt.

3.2 STUDIENGEBÜHREN

Damit die Produktivkraft StudentIn m̈oglichst effektiv eingesetzt wird, soll sie
also m̈oglichst wenig kosten. Da wiederum der Spitzensteuersatz aus bekann-
ten Gr̈unden nicht erḧoht, sondern gesenkt wird, und unter anderem deshalb
die staatlichen Kassen ziemlich leer sind, ist es mehr als naheliegend, dass Stu-
dierende f̈ur ihre Ausbildung bald auch zahlen müssen. F̈ur den Staat stellt sich
die Lage tats̈achlich so dar, dass Studierende lange Zeit unnötige Privilegien
genossen haben, die jetzt endlich abgeschafft gehören. Studiengeb̈uhren sind
also keineswegs ein unbegreiflicher Angriff von einzelnen bösen Menschen
rechtsaußen, sondern ein logischer und aus Sicht des Systems völlig legitimer
Schritt.

Umso besser passt es da natürlich, dass durch Studiengebühren so manche
Haushaltsl̈ocher gestopft werden können und der staatliche Bildungsetat ge-
senkt werden kann. Und dann haben Studiengebühren zudem̈außerst erẅun-
schte gesellschaftspolitische Steuerungseffekte: einerseits die sogenannte

”
so-

ziale Selektion“, und andererseits einen ziemlich wirksamen Selbstdisziplinie-
rungseffekt bei den betroffenen Studierenden.
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Studium selbst zahlen sollen, und ebenso einig darin, dass Bildung eine Wa-
re ist, die man kaufen kann. Die einzige Kritik bezieht sich auf das schlechte
Preis-Leistungs-Verḧaltnis bei diesem Geschäft.

Ein anderes Beispiel ist die ebenfalls verbreitete Argumentation, dass Stu-
dierende die Zukunft der Gesellschaft seien und deshalb besser behandelt wer-
den m̈ussten als andere Bevölkerungsgruppen. Dieser Gedankengang führte
auf Vollversammlungen vor einem Jahr unter anderem dazu, dass sich eini-
ge RednerInnen vor allem darum bemühten, sich von weniger angesehenen
Bevölkerungsschichten wie BummelstudentInnen, RentnerInnen und Sozial-
hilfeempf̈angerInnen und abzugrenzen – mit dem Hinweis, dass Studierende
im Gegensatz zu diesen Gruppen nicht faulenzen würden und auch

”
nicht der

Abschaum der Gesellschaft“ seien. Die Logik, mit der hier argumentiert wird,
ist eine durch und durch elitäre Logik: dass wir eine Elite brauchen, dass wir
diese Elite sein wollen, und dass man diese Elite gefälligst gut behandeln soll.
Derartige Argumentationen werfen die Frage auf, wie sich Studierende selbst
in dieser Gesellschaft platzieren beziehungsweise platziert sehen wollen, und
welche Vorstellung von Gesellschaft hier zum Vorschein kommt.

3.1 ARBEITSKRAFT UND HUMANKAPITAL :
STUDIERENDE ALS RESSOURCE DERNATION

Studierende, so heißt es, sind die Zukunft der Nation – ihre Ressource, Pro-
duktivkraft, der Quell ihres Reichtums. Stimmt das? Wenn Studierende mit
dem Studium fertig sind, gibt es im Grunde drei Möglichkeiten: sie verrichten
Lohnarbeit, machen sich selbständig oder bleiben arbeitslos.

Die meisten Studierenden treten nach dem Studium wahrscheinlich in Lohn-
arbeit ein und arbeiten in Unternehmen oder imöffentlichen Dienst. F̈ur diese
lohnarbeitende Mehrheit heißt das: sie verkaufen ihre Arbeitskraft an einen
sogenannten

”
Arbeitgeber“, und weil diese Arbeitskraft hochqualifiziert ist,

erhalten sie dafür relativ hohe L̈ohne. Im Prinzip aber tun sie nichts anderes
als jeder andere Angestellte und jede Arbeiterin auch: sie verkaufen ihre Ar-
beitskraft, und jemand anderes macht mit dieser Arbeitskraft Gewinn. Insofern
sind sie in der Tat eine Ressource, die zum Reichtum der Gesamtgesellschaft
beitr̈agt.
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2 POLITIK UND MACHT

2.1 POLITIK : MACHT UND GEGENMACHT

Wir denken, dass es ein bürgerlicher Mythos ist zu behaupten, in der bürgerli-
chen Gesellschaft ginge es um Demokratie, Konsens und den Willen der Be-
völkerung. Tats̈achlich geht es um Macht. Der Code, das Funktionsprinzip, die
Logik des Systems Politik heißt Macht –

”
Macht oder Ohnmacht“. Die Logik

der Wirtschaft heißt
”
Gewinn oder Verlust“, die Logik der Wissenschaft

”
wahr

oder falsch“, die Logik der menschlichen Psyche
”
Bedürfnisbefriedigung oder

Verzicht“, und die Logik der Politik heißt eben
”
Macht oder Ohnmacht“. Macht

bedeutet:
”
machen k̈onnen“. Macht heißt f̈ur Peter Frankenberg, dass er sein

Studiengeb̈uhrenkonzept verwirklichen kann, weil er einen Verwaltungsappa-
rat hat, der seine Beschlüsse in b̈urokratische Konzepte umsetzt, und weil er
einen Polizeiapparat hat, der seine Interessen vertritt. Das einzige, was man
dieser Macht entgegensetzen kann, ist Gegenmacht. Wenn Macht so viel heißt
wie

”
machen k̈onnen“, dann heißt Gegenmacht so viel wie:

”
nicht machen las-

sen.“

2.2 DER KLASSISCHEARBEITERINNENSTREIK:
SOME KIND OF ERPRESSUNG

Die klassische Waffe, um Macht bzw. Gegenmacht auszuüben, ohne selbst zu
regieren, sind Streiks. Mit nur drei Tagen Generalstreik wurde 1923 in der Wei-
marer Republik der rechte Kapp-Putsch abgewehrt, und mithilfe von Streiks
setzen die Gewerkschaften auch heute noch, wenn sie nur wollen, ihre Lohn-
forderungen durch.

Die Waffe der Streikenden isẗokonomischer Schaden: Ein Tag Streik be-
deutet Verluste f̈ur die jeweiligen Unternehmen – und vier Wochen General-
streik wie in Frankreich 1968 legen eine Gesellschaft fast vollständig lahm.
Der Streik ist also deshalb so mächtig, weil er die Wirtschaft dort angreift, wo
sie am empfindlichsten ist: Beim Profit. Im Grunde ist die Rechnung einfach:
Sobald der Schaden durch den Streik größer zu werden droht als der (materiel-
le und/oder immaterielle) Schaden, der durch die Forderungen der Streikenden
entstehen ẅurde, lohnt es sich, den Forderungen nachzugeben.
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Leider aber k̈onnen Studierende in diesem Sinne nicht streiken. Wenn Stu-
dierende streiken, fügen sie niemandem Schaden zu außer sich selbst. Wenn
die Universiẗat ein ganzes Jahr außer Betrieb gesetzt wird, ist das (auch wenn
es durchaus einigen Druck erzeugt) noch immer nicht halb so effektiv wie
eine einzige Woche Arbeitsausfall bei Daimler-Chrysler. Uni-Streiks sind im-
mer, per definitionem, symbolische Streiks. Auch die Besetzung des Rektorats
war letztlich eine symbolische Besetzung – eigentlich mehreine Belagerung,
denn der Betrieb im Rektorat ging ja vollständig weiter; es wurde also kaum
materieller Schaden erzeugt, von denÜberstunden der MitarbeiterInnen und
PolizistInnen abgesehen.

2.3
”
SCHADEN ERZEUGEN“ :

STUDENTISCHESÄQUIVALENT ZUM KLASSISCHEN STREIK

Weil sie nicht streiken k̈onnen, m̈ussen Studierende einen Ersatz für die Funk-
tionsweise des klassischen Streiks finden – indem sie anderweitig Schaden
erzeugen. Aber wie? Die kapitalistische Gesellschaft funktioniert, solange die
Wirtschaft Gewinne macht, solange das parlamentarische und bürokratische
System reibungslos abläuft und solange diëoffentliche Ordnung so weit stabil
ist, als keine zentralen Funktionen der Gesellschaft, zum Beispiel eben Unter-
nehmensgewinne, beeinträchtigt werden. Letztlich wird die Politik dafür ver-
antwortlich gemacht, wenn eine Funktion der Gesellschaft nicht mehr funktio-
niert – sogar f̈ur das Sinken der Geburtenrate ist die Regierung indirekt ver-
antwortlich. Deshalb sind auch die anderen Bereiche der Gesellschaft Punkte,
an denen die politischen EntscheidungsträgerInnen angreifbar sind, solange
handfester Schaden für die Politik erzeugt wird.

Sollten Protestierende tatsächlich einmal ernsthaft den sozialen Frieden be-
drohen und sich nicht auf faule Kompromisse (wie z.B. den

”
Marsch durch

die Institutionen“) einlassen, dann wird man sich wundern –und hat sich in
der Geschichte auch immer wieder gewundert –, zu welchen Zugesẗandnissen
Regierung und Unternehmen plötzlich bereit sind, um das Heiligtum der ka-
pitalistischen Gesellschaft – das Privateigentum – vor demUntergang zu be-
wahren.
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3 BILDUNG UND KAPITALISMUS

Soviel zur Kritik an Aktionsformen und dem Verständnis politischer Prozesse.
Aber unser Hauptanliegen ist nicht so sehr die formale Kritik an Protestfor-
men, sondern auch und vor allem die inhaltliche Kritik am Selbstversẗandnis
der Studierenden und an ihren Forderungen – die Kritik an derRolle, die Stu-
dierende in dieser Gesellschaft spielen und die sie, auch wenn sie protestieren,
weiterhin zu spielen bereit sind.

Um die Rolle der Studierenden in der Gesellschaft zu verstehen, lohnt sich
ein Blick auf die gegenẅartige bildungspolitische Situation. Diese stellt sich
an der Oberfl̈ache zun̈achst folgendermaßen dar: Bildung wird hauptsächlich
als Ausbildung verstanden und dient zur Heranzüchtung hochqualifizierter Ar-
beitskr̈afte; wirtschaftlich verwertbare Fächer werden gefördert, nicht verwert-
bare F̈acher marginalisiert; Universitäten werden in Unternehmen mit

”
Auf-

sichtsr̈aten“ und
”
Vorstandsvorsitzenden“ umstrukturiert; Studiengebühren sol-

len demn̈achst eingef̈uhrt werden beziehungsweise sind für länger Studierende
bereits eingef̈uhrt; es herrscht der Zwang, schnell und effizient zu studieren.

’
Studieren als Investition in das eigene Humankapital‘, so ließe sich die ak-

tuelle bildungspolitische Situation zusammenfassen. Ungeklärt ist noch, was
diese Entwicklung genau zu bedeuten hat, was sie antreibt und ob es Alter-
nativen zu ihr gibt; und ebenfalls unklar ist, mit welchem Konzept – ob eher
mit einer wirtschaftspolitischen, sozialpolitischen, moralischen oder eher einer
existenziell-materialistischen Logik – diese Entwicklung betrachtet geḧort.

Auf den ersten Blick kann man vor allem feststellen, wie allzu Viele, die ge-
gen Studiengeb̈uhren demonstriert haben, die Logik der Gebührenbef̈urwor-
terInnen bereits̈ubernommen und verinnerlicht haben. Diese Verinnerlichung
wird etwa deutlich, wenn immer wieder gefordert wird, dass das Geld aus
den Studiengeb̈uhren wenigstens den Universitäten zugute kommen soll, an-
statt in Haushaltslöchern zu versickern. Aber abgesehen davon, dass es nach
der Einf̈uhrung von Studiengebühren keinen Unterschied mehr macht, ob der
Staat seinen Bildungsetat aus Gebühren oder aus Steuereinnahmen finanziert –
denn erḧohen wird er ihn ganz sicher nicht –, abgesehen davon ist sichsolche
Argumentation im Prinzip mit der CDU einig darin, dass Studierende f̈ur ihr
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